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Dritter Teil: Verwaltungsrecht

§ 16 Begriff, Wesen und Rechtsformen der öffentlichen Verwaltung

I. Begriff und Wesen der öffentlichen Verwaltung

· Kann in einem materiellen, organisatorischen und funktionellen Sinn verstanden werden

· Materiell lässt sie sich nach der Negativdefinition als Tätigkeit des Staats zur Verwirklichung seiner Zwecke unter seiner Rechtsordnung, soweit sie weder Gesetzgebung noch Rechtssprechung ist, bestimmen

· „positive Umschreibungen“ = „zukunftsorientierte Sozialgestaltung“ oder „handelnde Staatsfunktion“

· Def. nach Wolff/Bachof/Stober = „mannigfaltige, zwecksbestimmte, nur teilplanende, selbstbeteiligt

· ausführende und gestaltende Wahrnehmung der Angelegenheiten von Gemeinwesen und ihrer

· Mitglieder durch die dafür bestellten Sachwalter

· Keine Definition allgemein anerkannt

· Organisatorisch betrachtet, ist öffentliche Verwaltung die Gesamtheit derjenigen Organe, die in der Hauptsache Verwaltung im materiellen Sinn ausüben, und zwar im Unterschied zu den Organen der Gesetzgebung, der Regierung und der Rechtssprechung

· Funktionell ist öffentliche Verwaltung alle Tätigkeit, die von den Verwaltungsorganen eines Gemeinwesens wahrgenommen wird, mag sie inhaltlich verwaltend, regierend, gesetzgebend oder rechtssprechend sein z.B. Erlaß von Rechtsverordnungen durch Verwaltungsorgane

· Notwendig, sie von der Regierung, der Gesetzgebung und der Rechtssprechung abzugrenzen ( dieser Unterscheidung liegt das Prinzip der Gewaltentrennung zugrunde

· Trennung Verwaltung im engeren Sinn von Verwaltung im weiteren Sinn

· Letztere umfasst gesamte vollziehende Gewalt

· Regierung = politisch verantwortliche oberste Staatleitung

· Regierungshandlungen unterliegen Vorschriften des Verfassungsrechts

· Gesetzgebung = Erlass von abstrakten und allgemeinen, d.h. für jedermann gültigen und verbindlichen, Rechtsätzen

· Sie enthält keine Regelung von Einzelfällen

· Rechtsprechung = „in besonders geregelten Verfahren zu rechtskräftiger Entscheidung führende rechtliche Beurteilung von Sachverhalten in Anwendung des geltenden objektiven Rechts durch ein unbeteiligtes (Staats-)Organ“

· Verwaltung vom fundamentalen Grundsatz der Gesetzmäßigkeit beherrscht

· Verwaltung häufig rechtlich freier gestellt als Rechtsprechung

II. Rechtsformen der öffentlichen Verwaltung

1. Hoheitliche und fiskalische Verwaltung

a) Hoheitliche Verwaltung 

        ( Für sie gelten Vorschriften des öffentlichen Rechts



                    aa) Eingriffsverwaltung

( Einseitig bindende Anordnungen (Gebote oder Verbote) an den   

     Bürger, die bei Nichtbefolgung mit Zwangsmitteln (Zwangsgeld, 

     Ersatzvornahme, unmittelbarer Zwang) durchgesetzt werden z.B. 

     Steuerbescheide, polizeiliche Verfügungen

( Obrigkeitliche Maßnahmen haben die Vermutung der Gültigkeit 

     und Richtigkeit für sich



                    bb) Hoheitliche Leistungsverwaltung

( Hier nimmt der Staat hoheitliche Aufgaben ohne die Anwendung  

     von Zwang vor

( Staat bleibt Hoheitsträger, für sein Handeln gilt mithin das 

     öffentliche Recht

( Beispiele sind: Bau und Unterhaltung von Straßen oder die 

     gewährende Verwaltung (Sozialversicherung, Sozialhilfe)

b) Fiskalische Verwaltung

( Für sie gelten Vorschriften des Privatrechts

( Im Rahmen fiskalischer Verwaltung hat der Staat die gleichen Rechte und 

     Pflichten wie der Bürger, er kann mithin insbesondere die Vertragsfreiheit 

     für sich in Anspruch nehmen




                    aa) Privatrechtliche Hilfsgeschäfte

( Bei privatrechtlichen Hilfsgeschäften hat er volle Freiheit, 

     vertragliche Bedingungen seinerseits zu formulieren und von der 

     Gegenseite zu akzeptieren

( Hierunter versteht man Beschaffung der für die 

     Verwaltungstätigkeit notwendigen Sachgüter, wie Büromaterial,....




                    bb) Erwerbswirtschaftliche Betätigung

( Hier findet das Privatrecht in vollem Umfang auch Anwendung

( Geschieht entweder durch eigene staatliche Unternehmen oder 

     über Handelsgesellschaften, die ganz oder teilweise in staatlicher 

     Hand sind

( Beispiele hierfür bieten Bierbrauereien, Porzellanmanufakturen,....

( Möglichkeiten und Grenzen der erwerbswirtschaftlichen Tätigkeit 

     der Gemeinden sind in den Kommunalgesetzen der Länder  

     geregelt




                    cc) Verwaltungsprivatrecht

( Staat erfüllt öffentliche Aufgaben mit privatrechtlichen Mitteln

( Gilt grundsätzlich ebenfalls Privatrecht, doch für Verwaltung 

     Bindungen öffentlich-rechtlicher Art, insbesondere aus dem 

     Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und dem 

     Gleichheitssatz

( Beispiele: kommunale Versorgungs- und Verkehrsbetriebe

( Bindung der öffentlichen Hand im Verwaltungsprivatrecht ist 

     deshalb erforderlich, weil es in gewissem Umfang im Ermessen 

     der Verwaltung liegt, ob sie sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben der 

     Rechtsformen des öffentlichen oder des privaten Rechts bedient

( Es muss verhindert werden, dass sich der Staat durch eine „Flucht 

     in das Privatrecht“ seinen öffentlich-rechtlichen Bindungen 

     entzieht

( Nicht zulässig ist Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben mit 

     privatrechtlichen Mitteln in der Ordnungs- und 

     Abgabenverwaltung, weil diese auf Zwangsmittel angewiesen ist

( „gemischte Verwaltungstätigkeit“ = wenn das Rechtsverhältnis 

     zwischen Verwaltungsträger und Leistungsempfänger öffentlich-

     rechtlich begründet, aber privatrechtlich ausgestaltet und 

     abgewickelt wird z.B. Subventionen an Private zum Zweck der 

     wirtschaftlichen Strukturverbesserung

III. Abgrenzung von Öffentlichem Recht und Privatrecht (Fallbeispiele 27-29)

1. Abgrenzungstheorien (nebeneinander anwendbar)

a) Subordinationstheorie

( öffentliche Recht ist danach grundsätzlich Subordinationsrecht, das private 

     Recht dagegen grundsätzlich Koordinationsrecht

b) Subjektionstheorie (Zentraler Gesichtspunkt nach h.M.)

( stellt auf die Art der Rechtsbeziehungen ab

( im Privatrecht begegnen die Beteiligten einander im Verhältnis der 

     Gleichordnung und gestalten Rechtsbeziehungen grundsätzlich nach ihrem 

     Willen und ihren Zielen (Gleichordnungsprinzip)

( im öffentlichen Recht stehen sich die Beteiligten grundsätzlich im 

     Verhältnis der Über- und Unterordnung gegenüber: Einer der Beteiligten, 

     der Staat oder anderes öffentliches Gemeinwesen (Prinzip der Über- und 

     Unterordnung)

( Beispiel S. 3

c) Interessentheorie

( nach der Interessentheorie bestimmt sich die Zuordnung einer Norm oder 

     eines Rechtsverhältnisses zum öffentlich-rechtlichen Bereich nach der 

     Interessenlage

( wenn es um das Gesamtinteresse, das Gemeinwohl, geht, handelt es sich um 

     öffentliches Recht

( sind dagegen Privatinteressen im Spiel, so handelt es sich um Privatrecht

2. Lösung der Beispielsfälle nach diesen Theorien:
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